
Die staatlichen Unternehmen 
selbst verkörpern heute ein 
Kapital von etwa 30 Milliar­
den Mark, und im gesamten 
staatlichen Banksystem be­
finden sich über 60 Prozent 
der Einlagensumme aller west­
deutschen Banken. Durch die­
sen Prozeß der Machtkonzen­
tration und Macht Verflechtung 
wird der aggressive Charak­
ter des westdeutschen staats­
monopolistischen Kapitalis­
mus vervielfacht.

Die Krisenerscheinungen in 
verschiedenen Industrieberei­
chen Westdeutschlands, her­
vorgerufen durch die reaktio­
näre Innen- und Außenpolitik 
und einen rückläufigen Anteil 
Westdeutschlands an der In­
dustrieproduktion der kapita­
listischen Länder, werden auf 
den Schultern der Werktätigen 
ausgetragen. Entlassungen von 
Arbeitern und Angestellten, 
Erhöhung der Preise und Mie­
ten gehen einher mit Not­
standsgesetzgebung und weite­
rem Abbau demokratischer 
Rechte der werktätigen Bevöl­
kerung Westdeutschlands so­
wie mit aggressiven Handlun­
gen, wie die politische und 
materielle Unterstützung des 
schmutzigen USA-Krieges in 
Vietnam.
In diesem Bonner Staat, in dem 
KZ-Baumeister Lübke als Bun­
despräsident fungiert und 
Goebbels-Vertrauensmann Kie- 
singer mit Unterstützung rech­
ter sozialdemokratischer Füh­
rer zum Bundeskanzler avan­
cieren konnte, wird gemeinsam 
Rechtskurs gefahren. „Der 
Pakt der sozialdemokratischen 
Minister mit Strauß und Kie- 
singer stellt sich außenpoli­
tisch als Fortführung und Er­
weiterung der gegen Frieden 
und europäische Sicherheit ge­
richteten Revanchepolitik und 
innenpolitisch als Unterstüt­
zung eines Versuches der Sta­
bilisierung des staatsmonopo­
listischen Kapitalismus dar“,

sagte Genosse Walter Ulbricht 
auf dem 14. Plenum des ZK 
der SED zur Regierungserklä­
rung des Kiesingerkabinetts. 
Dieser Staat stellt als einziger 
in Europa Gebietsforderungen. 
Die ihn beherrschenden Kräfte 
widersetzen sich nicht nur je­
dem Verzicht auf Atomrüstung 
und einem Nichtangriffspakt 
in Europa, sondern haben seit 
Jahr und Tag die Gewalt über 
Atomwaffen zum Merkmal 
ihrer Souveränität erklärt. 
Dieser Staat ist zur Erhaltung 
des Imperialismus auf deut­
schem Boden entstanden. Die 
den Monopolen innewohnende 
Raff- und Raublust ist in West­
deutschland mit Perfektion auf 
die Politik des von ihm be­
herrschten Staates übertragen. 
Mit der Vertiefung des Kapita­
listischen Grundwiderspruchs 
verstärken sich dort die reak­
tionären, revanchistischen, 
militärischen Wirkungen in 
der Innen- und Außenpolitik. 
Der Monopolisierung in der 
Wirtschaft entspricht die Mo­
nopolisierung in der Politik 
und ihren Massenbeeinflus­
sungsmitteln. Das in der Hand 
eines Axel Cäsar Springer kon­
zentrierte Pressemonopol zum 
Beispiel hat die gleiche anti­
kommunistische Grundlinie 
wie die Bonner Regierungs­
politik. Der Schrei nach der 
Notstandsverfassung wird 
gleichermaßen von den Unter-

Die westdeutschen Imperia­
listen versuchen nunmehr, den 
Widerspruch zwischen ihren 
Aggressions- sowie Annexions­
zielen und ihren geschrumpf­
ten Möglichkeiten durch solche 
Mittel zu tarnen, deren poli­
tisch-ideologischer und juristi­
scher Grundbestand uns aus 
der Zeit eines Goebbels nicht 
unbekannt ist. Auch damals 
wurden Kriegsvorbereitungen

nehmerbänden wie von der 
reaktionären Presse erhoben. 
Die Reaktion nach innen und 
die nur notdürftig kaschierte 
Aggressivität nach außen ha­
ben eine ihrer Ursachen in 
dem alten Widerspruch zwi­
schen der ökonomischen Stärke 
des deutschen Imperialismus 
und seinem sehr eingeschränk­
ten politischen Einflußbereich 
in der Welt. Damit verbunden 
ist eine immer stärkere Ein­
schränkung seiner wirtschafts- 
politischen Wirkungsfähigkeit. 
Und eben dieser Widerspruch 
läßt die herrschenden Kreise 
im Bonner Staat das reale 
Kräfteverhältnis in der Welt 
verkennen und seine eigene 
Kraft überschätzen.
Jahr für Jahr, zunehmend 
stärker seit dem 13. August 
1961, hat unsere Republik dem 
Bonner Regime Niederlagen 
beigebracht und ihm — im 
Verein mit den anderen Staa­
ten des Warschauer Paktes — 
die Grenzen seiner Macht ge­
zeigt. Die Vorherrschaftspläne 
für Europa sind an der konse­
quenten Friedenspolitik unse­
rer Regierung, die von der So­
wjetunion und den anderen 
sozialistischen Staaten unter­
stützt wird, gescheitert. Das 
politische Prestige des Bonner 
Staates nimmt dank der wach­
senden Stärke und Autorität 
der Deutschen Demokratischen 
Republik immer weiter ab.

durch ein Netz von Lügen ver­
deckt.
Eine dieser längst wieder auf­
gewärmten Lügen: Man müsse 
durch verstärkte Rüstung der 
Kriegsgefahr entgegenwirken. 
Heute wird in Bonn die von 
Jahr zu Jahr forcierte Rüstung 
mit der „Bedrohung aus dem 
Osten“ demagogisch „begrün­
det“. Mit ebendieser Verteidi­
gungslüge ist Westdeutschland

Lügen zur Kriegsvorbereitung
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